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Lebenszyklusorientierte	Konzepte	 
für das Management deutscher  
Hochschulliegenschaften
Zustandsbeschreibung	und	Konzeptvorschläge	
Von besonderer Bedeutung für die gesell-
schaftliche Entwicklung der Bundesre-
publik im globalen Wettbewerb sind die 
Hochschulen. Dem gegenüber steht der 
erhebliche Bau- und Sanierungsstau, un-
ter dem die deutschen Hochschulen seit 
Jahren leiden. Bei der Finanzierung von 
Bau- und Sanierungsmaßnahmen stehen 
sie in Folge der Föderalismusreform und 
der Abschaffung des Hochschulbauförderungsgesetzes vor veränderten 
Rahmenbedingungen. Die knappen vorhandenen Ressourcen müssen wirt-
schaftlich eingesetzt werden, um den hohen Anforderungen an die Qualität 
der Ausbildung und Forschung gerecht zu werden. Ziel ist es daher, nach-
haltige Lösungen für die besonderen Herausforderungen des Immobilien-
bestandes deutscher Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen zu fin-
den und Möglichkeiten für Verbesserungen des Immobilienmanagements 
zu diskutieren, da herkömmliche Vorgehensweisen beim Bau und Betrieb 
der Hochschulgebäude offensichtlich an ihre Grenzen stoßen.
Ausgangspunkte für eine Verbesserung des Immobilienmanagements 
bieten die konsequente Integration der Wertschöpfungskette und die Im-
plementierung des Lebenszyklusgedankens beim Planen, Bauen, Betrei-
ben und eventuell der Verwertung von Gebäuden. In der Praxis bestehen 
aber noch große Hindernisse bei der Durchsetzung des Lebenszyklusma-
nagements, wodurch die Optimierungspotentiale im Lebenszyklus der 






Der Beitrag basiert auf Erkenntnissen des Forschungsprojektes „Lebens-
zyklusorientiertes Liegenschaftsmanagement öffentlicher Liegenschaften 
am Beispiel von Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen“ (LEMA) 
unter Leitung der Bauhaus-Universität Weimar, Professur Betriebswirt-
schaftslehre im Bauwesen, in Zusammenarbeit mit der Hochschul-In-
formations-System GmbH (Forschungszeitraum Oktober 2006 bis März 
2008) (vgl. Alfen/Fischer/Schwanck u.a. 2008).1
Im Forschungsprojekt wurde der Lösungsansatz verfolgt, Verände-
rungsprozesse zu analysieren, zu strukturieren und wissenschaftlich zu 
begleiten. Es erfolgte u.a. die lebenszyklusorientierte Betrachtung des 
Gesamtbestandes an Liegenschaften sowie die Analyse und Bewertung 
lebenszyklusorientierter Vertrags- und Organisations formen für Einzel-
projekte. Die Analyse beinhaltete die Untersuchung und Bewertung be-
stehender Rahmen bedingungen und vorhandener Ansätze des Lebens-
zyklusmanagements im Hochschulsektor und dessen Umsetzung in der 
Liegenschaftsverwaltung. Die Untersuchung der Einzelprojekte basierte 
auf einer Auswertung von Fallbeispielen aus dem nationalen und internati-
onalen Hochschul- und Wissenschaftsbereich. In die Forschungsergebnis-
se sind die Ergebnisse aus Diskussionsforen mit Vertretern von Hochschu-
len, Wissenschaftseinrichtungen, Studentenwerken und Fachministerien 
eingeflossen.
Der zur Anwendung gelangte Lebenszyklusansatz im Liegenschafts-
management basiert auf der Optimierung von Planen, Bauen, Finanzieren, 
Betreiben und Verwerten. Durch die Abstimmung der einzelnen Wert-
schöpfungsstufen einer Immobilie untereinander können die Lebenszyk-
luskosten gesenkt werden. Als Lebenszykluskosten („Life Cycle Costs“) 
wird die Summe der Kosten bezeichnet, die einer Immobilie über ihre ge-
samte Lebensdauer zuzuordnen sind. Es wird davon ausgegangen, dass 
der Lebenszyklusansatz für das öffentliche Immobilienmanagement ge-
eignet ist und sich durch die konsequente Verfolgung des Lebenszyklus-
gedankens Einsparungen der Lebenszykluskosten realisieren lassen. (Vgl. 
Fischer 2008: 10ff.)
1   Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung förderte das Projekt im Rahmen der 
Forschungsinitiative „Zukunft Bau“ gemeinsam mit der HOCHTIEF PPP Solutions GmbH 
als privatem Drittmittelgeber.
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Immobilienstruktur	von	Hochschulen
Um Wertungen zum Liegenschaftsmanagement von Hochschulen vorzu-
nehmen, ist es notwendig, die Merkmale der Immobilienstruktur aufzuzei-
gen. Hochschulimmobilien sind typischerweise durch große Heterogenität 
und verschiedenartige, wechselnde Nutzung geprägt. Benötigt werden fle-
xible Gebäude und Immobiliendienstleistungen, die eine hohe funktionale 
und technische Qualität aufweisen und zugleich wirtschaftlich sind. Daher 
sollen zunächst die Besonderheiten der Liegenschaftsstruktur bei Hoch-
schulen zusammengefasst werden.
Hochschulimmobilien zählen in der Regel zu den Spezialimmobili-
en, deren Gestaltung sich an den hochschulspezifischen Anforderungen 
ausrichtet. Die Immobilien können auf einem Campus zentralisiert sein 
und sind deshalb in der Regel nur bedingt für andere Nutzungen geeignet. 
Immobilien von Hochschulen lassen sich in erster Linie anhand ihrer Nut-
zungsart systematisieren. (Übersicht 1)
Übersicht 1: Immobilien im Hochschulbereich nach 
Nutzungssignifikanz	
Quelle: Alfen/Fischer/Schwanck u.a. (2008: 15) 
Um eine Systematisierung von baulichen Projekten vornehmen zu kön-
nen, werden die bestimmenden Kriterien im Lebenszyklus der Immobilien 
anhand eines Clusters dargestellt. Als projektentscheidende Merkmale las-
sen sich herausstellen (vgl. Alfen/Fischer/Schwanck u.a. 2008: 17ff.):
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der Technisierungsgrad (von hochtechnisiert bis nicht hochtechni-• 
siert),
die Art der Maßnahme (Neubau oder Bauen im Bestand einschließlich • 
Sanierung, Umbau, Erweiterung),
der Handlungsbedarf/der -umfang (Einzelgebäude oder Teil- bzw. Ge-• 
samtportfolio) sowie
die Liegenschaftsstruktur (verteilte Standorte oder Einzelstandorte).• 
In Übersicht 2 werden die Kombinationsmöglichkeiten der entscheiden-
den Merkmale zusammengefasst.
Übersicht 2: Clusterbildung von Hochschulgebäuden 
Quelle: in Anlehnung an Alfen/Fischer/Schwanck u.a. (2008: 19ff.)
Praktiziertes	Liegenschaftsmanagement	von	Hochschulen
Der Hochschulsektor ist durch eine große Anzahl gesetzlicher Bestim-
mungen auf Bundes- und Landesebene geregelt. Aktuell zeichnet sich im 
Zuge der Föderalismusreform die Tendenz ab, die rechtliche Verantwor-
tung für die Hochschulbildung und die in diesem Zusammenhang stehen-
de Finanzierung in größerem Maße vom Bund auf die Länder zu übertra-
gen. Die Verantwortung für die Finanzierung des Hochschulbaues ging 
im Januar 2007 mit dem Wegfall des Hochschulbauförderungsgesetzes 
(HBFG) vollständig auf die Länder über (vgl. 35. Rahmenplan 2006: 9; 
GG 2006: Art. 143c). Die Länder erhalten aber weiterhin zur Kompensa-
tion für die entfallende Gemeinschaftsaufgabe Finanzmittel zur Finanzie-
rung des Hochschulbaus vom Bund. Das erfordert Neuregelungen in den 
Hochschulgesetzgebungen der Länder. Eine konkrete Positionierung aller 
Länder zur zukünftigen Höhe und Verteilung der Finanzmittel existiert 
derzeit noch nicht. 
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Insgesamt ist für die Bundesländer festzustellen, dass der vorhandene 
Instandhaltungsrückstau und der Bedarf an Neu- und Umbauten in großem 
Widerspruch zum derzeit bereitgestellten finanziellen Volumen steht. Mit 
dem HEUREKA-Programm (vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft 
und Kunst 2007) ist das Bundesland Hessen Vorreiter mit einem um mit 
einem umfassenden Finanzierungskonzept für Neu- und Umbaumaßnah-
men, Instandsetzungen, Ersteinrichtungen, Grunderwerb sowie Verkehrs- 
und Versorgungsanlagen.
In einigen Bundesländern gibt es gleichzeitig Bestrebungen, den 
Hochschulen mehr Autonomie zu ermöglichen und ihnen eine rechtliche 
oder wirtschaftliche Selbständigkeit zu gewähren. Regelungen dazu wur-
den auf Landesebene z. B. in Nordrhein-Westfalen mit dem Hochschul-
freiheitsgesetz (vgl. HFG 2006), in Niedersachsen mit den Stiftungshoch-
schulen (vgl. Niedersächsisches Hochschulgesetz 2002) und in Hessen mit 
dem TUD-Gesetz (vgl. TUD-Gesetz 2004) für die Technische Universität 
Darmstadt geschaffen. Im Regelfall besitzen die deutschen Hochschulen 
keine rechtliche Selbständigkeit im Hinblick auf ihre Liegenschaften. Den 
Hochschulen wird in der Regel auch kein umfassendes Budget zur Verfü-
gung gestellt, um ein lebenszyklusorientiertes Management realisieren zu 
können.
Die Übersicht 3 gibt einen Überblick über die derzeitige organisatori-
sche Aufgabenverteilung im Liegenschaftsmanagement der Hochschulen.
Übersicht 3: Verteilung der Organisationsmodelle nach 
Bundesländern
















1 Landesbetrieb Landesbetrieb Landesbetrieb Landesbetrieb 1
2 Landesbetrieb Landesbetrieb Landesbetrieb Universität 6
3 Ministerium Landesbetrieb Landesbetrieb Universität 2
4 Universität Landesbetrieb Landesbetrieb Universität 6
5 Universität Landesbetrieb Universität Universität 2
6 Universität Universität Universität Universität 4
* Verteilung nach Bundesländern (BL); Summe größer 16, da z. T. Parallelsysteme 
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Organisationsmodelle	für	ein	lebenszyklusorientiertes	
Liegenschaftsmanagement bei Hochschulen 
Die Bewertung der vorhandenen Modelle im Hochschulliegenschaftsma-
nagement ergibt, dass für ein lebenszyklusorientiertes Management die 
Verantwortung für das Planen, Bauen und Betreiben (inkl. Bauunterhal-
tung, Bewirtschaftung und Liegenschaftsverwaltung) und eventuell die 
Verwertung aus einer Hand erfolgen muss. Dies ist nur möglich, wenn
die Hochschule selbst,• 
eine Landesliegenschaftsverwaltung oder• 
eine Hochschulliegenschaftsgesellschaft (Betreuung mehrerer Hoch-• 
schulen)
die kompletten Planungs-, Bau- und Betreiberleistungen sowie ggf. die 
Verwertung für die Immobilie übernimmt. Die drei Organisationsmodelle 
bieten aus Sicht der Hochschule bzw. aus Ländersicht unterschiedliche 
Vorteile und eignen sich für unterschiedliche Liegenschaftsbestände. An 
welcher Institution das Liegenschaftsmanagement angesiedelt werden 
sollte, ist von der Größe der Hochschule und der Art des Liegenschaftsbe-
standes abhängig (Übersicht 4).
Übersicht 4: Verteilung der Organisationsmodelle nach 
Bundesländern
Liegt die Verantwortung der Hochschulimmobilien gebündelt bei einem 
Landesbetrieb, werden die Hochschulgebäude neben sämtlichen anderen 
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Landesliegenschaften zentral von dieser Institution betreut. Durch die 
Integration des Liegenschaftsbestandes der Hochschulen wird ein Know-
how-Austausch zwischen sämtlichen Landesimmobilien ermöglicht. Da-
gegen können hochschulspezifische Anforderungen von einem derartigen 
Landesbetrieb nicht optimal berücksichtigt werden. Durch die Nutzerferne 
dieses Liegenschaftsmodells erhöht sich der Abstimmungsbedarf bei Bau- 
und Bauunterhaltungsmaßnahmen. Längere Reaktionszeiten auf Flächen-
bedarfsänderungen, wie sie sich beispielsweise aus Neuberufungen und 
Drittmittelforschung ergeben sowie mögliche Planungen am eigentlichen 
Bedarf vorbei, sind die Folge. Die Übertragung der Liegenschaftsverwal-
tung auf einen Landesbetrieb ist daher nur eine eingeschränkt mögliche 
Alternative für kleine Liegenschaftsbestände und für ein regional verteil-
tes Liegenschaftsportfolio, wenn der Aufbau einer eigenen Organisation 
unwirtschaftlich ist.
Die Nutzeranforderungen können am besten beachtet werden, wenn 
das komplette Liegenschaftsmanagement (Planung, Bau, Bauunterhal-
tung, Bewirtschaftung) durch die Hochschule selbst realisiert wird. Bei 
diesem Liegenschaftsmodell lassen sich Reibungsverluste durch den 
möglichen engen Kontakt zu den Nutzern vermeiden sowie Maßnahmen 
schnell und wirtschaftlich realisieren. Für Hochschulen mit einem großen 
Liegenschaftsbestand und einem regional zusammenhängenden Portfolio 
ist es daher das vorteilhafteste Modell, eine eigene Liegenschaftsgesell-
schaft einzurichten.
Ist der Aufbau einer Einzelorganisation für eine einzelne Hochschule 
unwirtschaftlich, da der Liegenschaftsbestand der Hochschule klein oder 
die Hochschulgebäude regional verteilt sind, ist die Einrichtung einer 
Hochschulliegenschaftsgesellschaft und die Integration mehrerer Hoch-
schulportfolios in ein Liegenschaftsmanagement ein geeignetes Modell. In 
diesem Modell lassen sich auch Hochschulen mit unterschiedlich großen 
Liegenschaftsbeständen zusammenführen. Das Liegenschaftsmanagement 
in einer derartigen Hochschulliegenschaftsgesellschaft profitiert von dem 
gegenseitigen Erfahrungszuwachs bei Bau und Betrieb der unterschiedli-
chen Hochschulliegenschaften, und die spezifischen Nutzeranforderungen 
finden Beachtung.
Liegenschaftsmodelle, die bisher anzutreffen sind, beinhalten lediglich 
eine rechtliche Selbstständigkeit wie im Stiftungsmodell des Landes Nie-
dersachsen oder eine wirtschaftliche Selbständigkeit wie bei den Hoch-
schulen des Landes Bremen. Voraussetzung für die Realisierung der vor-
gestellten Organisationsformen des Liegenschaftsmanagements ist, dass 
die Institutionen auch den entsprechenden rechtlichen und wirtschaftli-
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chen Handlungsrahmen zugewiesen bekommen. Nur dann ist der Insti-
tution eine lebenszyklusorientierte Optimierung zwischen Planung, Bau 
und Betrieb möglich und langfristig wirtschaftlich vorteilhafte Strategien 
können umgesetzt werden. 
Insgesamt ist anzunehmen, dass sich ein solcher Strukturwandel im 
Liegenschaftsmanagement von Hochschulen nur langsam vollziehen lässt, 
da Interessenskonflikte zwischen bestehenden Liegenschaftsmanagement-
betrieben und den Hochschulen unausweichlich sind und personelle Um-
strukturierungen notwendig werden. Zur Lösung dieser Probleme ist ein 
breiter politischer Konsens notwendig.
Public	Private	Partnership	als	alternative	
Beschaffungsvariante	im	Hochschulbau	
Lebenszyklusorientiertes Management auf Projektebene ist nur ausführ-
bar, wenn Planung, Bau und Betrieb bei einer zentralen Liegenschafts-
verwaltung gebündelt werden. Dies ist, wie bereits beschrieben, mit einer 
konventionellen Projektrealisierung möglich, wenn die entsprechenden 
Strukturen vorhanden sind. Derzeit wird ein derartiges Liegenschafts-
management in Deutschland nur bei Einzelbeispielen angewendet, z.B. 
teilweise bei den Universitäten in Göttingen und Bremen. Die Bündelung 
von Planung, Bau und Betrieb im Liegenschaftsmanagement ist durch 
Umstrukturierungen der bestehenden Systeme möglich. Zu erwarten ist, 
dass die Umsetzung der dazu notwendigen Strukturänderungen nur lang-
sam realisiert werden kann. 
Eine lebenszyklusorientierte Projektrealisierung durch Public Priva-
te Partnership (PPP) ist die zweite mögliche Beschaffungsvariante, wel-
che bereits in anderen Sektoren des öffentlichen Hochbaus zum Einsatz 
kommt. Diese Beschaffungsvariante ist in allen Strukturen denkbar. Das 
heißt, als Auftraggeber kommen ein Landesbetrieb, eine Hochschule 
selbst oder eine Hochschulliegenschaftsgesellschaft in Frage. Eine PPP-
Beschaffungsvariante ist kurz fristig für geeignete Projekte anwendbar.
Mit Public Private Partnership übernehmen private Unternehmen Pla-
nung, Bau, Finanzierung, Betrieb und ggf. die Verwertung einer Immobilie 
über einen langen Vertragszeitraum von zumeist 20 bis 30 Jahren. Vorteile 
gegenüber konventionellen Realisierungen resultieren insbesondere aus 
Optimierungen durch die Berücksichtigung des Lebenszyklusansatzes, 
ergebnisorientierte Leistungsbeschreibungen, leistungsorientierte Vergü-
tung, eine optimierte Risikoverteilung zwischen privatem und öffentlichen 





























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Partnern sowie die Nutzung von Wettbewerbsverfahren zur Identifikation 
kosteneffizienter Lösungen. 
Außerhalb Deutschlands wurden bereits Hochschulgebäude als PPP-
Modelle realisiert, die sich in der Betriebsphase befinden. Diese im Betrieb 
befindlichen internationalen Hochschulgebäude belegen, dass eine erfolg-
reiche lebenszyklusorientierte Projektrealisierung in Form der alternativen 
Beschaffungsvariante PPP im Hochschul sektor möglich ist. Die Projekte 
zeigen, dass die Besonderheiten von Hochschulimmobilien offensichtlich 
kein Hindernis für die Beteiligung Privater darstellen. Die Übersicht 5 gibt 
einen Überblick über PPP-Projekte, die sich bereits im Betrieb befinden.
Wie die Beispiele veranschaulichen, sind PPP-Projekte für Hochschu-
len und wissenschaftliche Einrichtungen weltweit realisiert worden. Es 
zeigt sich, dass die Umsetzung des lebenszyklusorientierten Managements 
in öffentlich-privaten Partnerschaften mit sehr unterschiedlichen rechtli-
chen und organisatorischen Rahmenbedingungen möglich ist und die Be-
sonderheiten von Hochschulimmobilien im Rahmen von PPP-Verträgen 
offensichtlich kein Hindernis für die Beteiligung Privater über den gesam-
ten Lebenszyklus einer Immobilie darstellen. Auch auf Bundesebene wird 
generell das Ziel verfolgt, PPP als alternative, effektive Beschaffungsva-
riante zu etablieren. Durch die Verabschiedung des ÖPP-Beschleuni-
gungsgesetzes wurden beispielsweise die Voraussetzungen geschaffen, 
die Umsetzung von PPP-Projekten zu vereinfachen, wovon Projekte im 
Hochschulbau profitieren können.
In Deutschland existieren noch keine Erfahrungen mit realisierten PPP-
Projekten im Hochschulbau. Daher wurden in unserem Forschungsprojekt 
LEMA anhand von Modellprojekten die Spezifika einer PPP-Realisierung 
betrachtet. Die Untersuchung der Modellprojekte hat ergeben. 
Es besteht ein großes Potenzial, mit einer PPP-Projektrealisierung er-• 
folgreich eine lebenszyklusorientierte Beschaffungsvariante für Hoch-
schulen umzusetzen und Kosteneinsparungen im Vergleich zur kon-
ventionellen Projektrealisierung zu erreichen. 
In der Praxis bestehen derzeit aber noch Hürden, die die Umsetzung • 
von PPP-Projekten in den bisherigen Verwaltungsstrukturen und -ab-
läufen erschweren (z.B. ein bestehende Kontrahierungszwang der 
Hochschulen mit den Landesliegenschaftsgesellschaften und eine feh-
lende langfristige Finanzierungssicherheit für derartige Projekte).
Eine PPP-Beschaffung ist nicht für jedes Projekt wirtschaftlich vor-• 
teilhafter gegenüber einer konventionellen Realisierung. Die Auswahl 
und Bewertung potentieller Projekte muss sorgfältig erfolgen, um ge-
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eignete Projekte für die Umsetzung mit PPP zu identifizieren und er-
folgreich umzusetzen.
Die Projekteignung sollte anhand von Eignungskriterien festgestellt • 
werden. (vgl. z. B. Alfen/Fischer 2006: 19 f.; Storz/Frank 2004: 11 
ff.; Engel 2007). Eine erste qualitative Bewertung der PPP-Eignung 
basiert auf allgemeinen und projektspezifischen Kriterien, die in der 
Übersicht 6 zusammengefasst sind. Die allgemeinen Eignungskriteri-
en sind grundsätzliche Ausschlusskriterien für eine PPP-Realisierung. 
Werden die Kriterien nicht erfüllt, ist keine PPP-Realisierung mög-
lich. Dagegen resultieren aus den projektspezifischen Parametern die 
Effizienzpotentiale, die durch die Nutzung von privatem Know-how 
und die Berücksichtigung des Lebenszyklusgedankens erzielt werden 
können, was wiederum einen Vorteil gegenüber einer konventionellen 
Beschaffung darstellt.





Ist die Refinanzierung des Projektes (Zahlung des Leistungs-
















Können nur bestimmte Vertragsmodelle zur Anwendung kom-





Welche Schnittstellen existieren? Kann das Projekt in wirt-
schaftlich sinnvoller Weise als PPP herausgegriffen werden? 
Sind die notwendigen Ressourcen in der Liegenschaftsverwal-




Ist die Integration von Planungs-, Bau- und Betreiberleistun-
gen im Rah men eines Lebenszyklusansatzes möglich? Kann 


























Kann das Projekt marktnah entwickelt werden? Ist ein Wett-
bewerb auf der Bieterseite zu erwarten?
Vergütungs-
mechanis mus




Können alle wichtigen Risiken identifiziert werden? Besteht 
ein signifikantes Risikoprofil? Ist eine optimale Risikoalloka-
tion möglich?
Quelle: in Anlehnung an Alfen/Fischer (2006: 20)
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Nicht nur bei der theoretischen Untersuchung im Forschungsprojekt 
LEMA ist ein reges Interesse der Hochschulen beim Thema PPP zu ver-
zeichnen, sondern auch in der praktischen Umsetzung. In Hamburg soll 
der Neubau der Hafencity Universität als PPP-Projekt realisiert werden. 
In Nordrhein-Westfalen befinden sich an der Universität Münster ein For-
schungsgebäude und an der Universität Bochum der Neubau eines Semi-
narraumgebäudes als Pilotprojekte der PPP-Task Force NRW in Vorbe-
reitung. Auch in Thüringen soll an der Bauhaus-Universität Weimar als 
erstes Bundespilotprojekt im Hochschulbereich ein Gebäudekomplex als 
PPP saniert, umgebaut und erweitert werden. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung fördert für dieses Projekt die Prüfung 
der Vorteilhaftigkeit einer PPP-Realisierung gegenüber einer konventio-
nellen Realisierung. Weitere Projekte befinden sich ebenfalls in der Vor-
bereitung (Übersicht 7).
Fazit
Der Hochschulsektor ist durch eine große Anzahl gesetzlicher Bestimmun-
gen auf Bundes- und Landesebene reglementiert. Im Zuge der Föderalis-
musreform wird die rechtliche Verantwortung für die Hochschulbildung 
und die damit in Zusammenhang stehende Finanzierung in größerem Maße 
vom Bund auf die Länder übertragen. Das erfordert in vielen Bundeslän-
dern eine Neuordnung der Hochschulgesetzgebung. Dieser Prozess sollte 
in den Ländern als Chance genutzt werden, das Liegenschaftsmanagement 
ebenfalls zu restrukturieren, um ein lebenszyklusorientiertes Management 
zu ermöglichen und langfristige Kosteneinsparungen zu erreichen.
Ohne das Liegenschaftsmanagement generell umzustrukturieren, sind 
kurzfristig lebenszyklusorientierte Projektrealisierungen bereits heute 
durch die alternative Beschaffungsvariante PPP zu realisieren. Bestehende 
Hemmnisse (z.B. der bestehende Kontrahierungszwang zwischen Hoch-
schule und Landesliegenschaftsgesellschaft in einigen Bundesländern) 
müssen weiter abgebaut werden, um PPP als eine mögliche Beschaffungs-
variante zu etablieren.
Für jedes lebenszyklusorientiertes Management ist eine langfristig ge-
sicherte Finanzierung unabdingbar. Auch dafür sind durch die Bundeslän-
der Konzepte in Zusammenarbeit mit den Hochschulen zu erarbeiten und 
umzusetzen, damit generell die Finanzierung des Hochschulbaus gesichert 
wird, der Bau und der Betrieb der Hochschulimmobilien effizienter wird 
und der Investitionsstau abgebaut werden kann.
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